
 

RICHTLINIE 

der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regi-
onen und Tourismus für einen 

 
Schutzschirm für Veranstaltungen I 

 
 
 

vom 26. Jänner 2021 
 
 
 
 

gemäß Bundesgesetz über besondere Förderungen von  
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU-Förderungsgesetz), 
BGBl. Nr. 432/1996 in der jeweils geltenden Fassung 

 
 
 

 
 
 



 

1 

 

Inhaltsverzeichnis 
Präambel ........................................................................................... 2 

1 Zielsetzung ............................................................................................................................... 3 

2 Gegenstand der Förderung ...................................................................................................... 3 

3 Persönliche Voraussetzungen ................................................................................................. 3 

4 Sachliche Voraussetzungen ..................................................................................................... 4 

5 Förderbare und nicht förderbare Kosten .................................................................................. 7 

6 Art und Höhe der Förderung .................................................................................................... 8 

7 Einschränkungen der Förderung aufgrund des EU-Beihilfenrechts ........................................ 9 

8 Förderungsansuchen ............................................................................................................... 9 

9 Prüfung und Entscheidung ..................................................................................................... 10 

10 Berechnung des Auszahlungsbetrages der Förderung ....................................................... 11 

11 Berichtslegung ...................................................................................................................... 13 

12 Meldepflichten ...................................................................................................................... 13 

13 Überprüfung und Auskunftserteilung.................................................................................... 14 

14 Einstellung und Rückzahlung der Förderung ....................................................................... 14 

15 Datenschutz ......................................................................................................................... 16 

16 Verpflichtungserklärung ....................................................................................................... 17 

17 Haftungsausschluss ............................................................................................................. 17 

18 Gerichtsstand ....................................................................................................................... 18 

19 Geltungsdauer ...................................................................................................................... 18 

 

 



 

2 

Präambel 
Veranstaltungen sind von der COVID-19-Krise stark betroffen. Aufgrund der 
Ungewissheit im Hinblick auf das künftige Infektionsgeschehen und den damit 
verbundenen Einschränkungen, ist die Planung von Veranstaltungen derzeit 
mit einem erheblichen Risiko verbunden. Die im weiteren Verlauf zurückhal-
tende Konzeption von Veranstaltungen in allen Bereichen – Kongresse, Mes-
sen, Märkte, kulturelle Veranstaltungen und Sport-Events – führt zu einer 
Stagnation in der vor- und nachgelagerten Wertschöpfungskette. Besonders 
die Hotellerie, Cateringunternehmen, Künstlerinnen- und Künstleragenturen, 
Eventagenturen, Veranstaltungstechnik, aber auch Reisebüros und Reisever-
anstalter sind in hohem Ausmaß von Veranstaltungen abhängig. 

Mit gegenständlicher Richtlinie werden finanzielle Nachteile aufgrund COVID-
19-bedingter Veranstaltungseinschränkungen oder –absagen ausgeglichen. 
Damit sollen Anreize zur Organisation von Veranstaltungen gesetzt werden und 
die negativen Auswirkungen der COVID-19-Krise auf die Veranstaltungswirt-
schaft abgefedert werden.  

Soweit die Regelungen der gegenständlichen Richtlinie keine oder keine ab-
weichenden näheren Bestimmungen erhalten, ist die Verordnung des Bundes-
ministers für Finanzen über Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung 
von Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), BGBl. II Nr. 208/2014, idgF, 
insoweit anzuwenden, als dies mit der Eigenart der Förderung vereinbar ist. 
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1 Zielsetzung 

1.1 Das Ziel der Förderung besteht in der Ermöglichung der Planung und 
Durchführung von Veranstaltungen trotz der COVID-19-Krise.  

1.2 Für die interne Evaluierung der Richtlinien gemäß § 18 Bundesgesetz 
über die Führung des Bundeshaushaltes (BHG 2013), BGBl. I Nr. 
139/2009 in der jeweils geltenden Fassung, werden die in der Wirkungs-
orientierten Folgenabschätzung definierten Indikatoren herangezogen. 

2 Gegenstand der Förderung 

2.1 Die Förderung besteht im Ausgleich des finanziellen Nachteils, der aus 
einer COVID-19 bedingten Absage oder wesentlichen Einschränkung der 
Veranstaltung resultiert.  

2.2 Als Veranstaltung im Sinne dieser Richtlinie gelten sämtliche Veranstal-
tungen, die die Voraussetzungen des Punktes 4 der Richtlinie erfüllen 
(im Folgenden „Veranstaltung“ bzw. „Veranstaltungen“). 

2.3 Ausgeschlossen sind finanzielle Nachteile, die bereits vor der Einrei-
chung des Förderungsansuchens entstanden sind. 

3 Persönliche Voraussetzungen 

3.1 Förderungswerberinnen und Förderungswerber können physische oder 
juristische Personen sowie sonstige Gesellschaften des Unternehmens-
rechts sein, die eine Veranstaltung im Sinne des Punktes 4 durchzufüh-
ren beabsichtigen und für diese Veranstaltung das wirtschaftliche Risiko 
tragen. Alternativ können unter Verweis auf Punkt 4.3.3 solche physi-
schen oder juristischen Personen sowie sonstige Gesellschaften des Un-
ternehmensrechts als Veranstalterinnen und Veranstalter im Sinne die-
ser Richtlinie gelten, die jenes Risiko tragen, das durch die gegenständ-
liche Richtlinie abgedeckt ist.  

3.2 Das betriebliche Rechnungswesen der Förderungswerberin und des För-
derungswerbers muss geordnet sein und jederzeit eine Überprüfung des 
Umsatzes sowie der Vermögens- und Ertragsverhältnisse ermöglichen. 
Alle Einnahmen und Ausgaben, die mit der förderungsgegenständlichen 
Veranstaltung zusammenhängen, sind – soweit möglich – über einen 
eigenen Buchungskreis und zumindest ein eigenes Septokonto zu füh-
ren.  

3.3 Gegen die Förderungswerberin bzw. den Förderungswerber darf zum 
Zeitpunkt des Ansuchens weder ein Insolvenzverfahren eröffnet noch 
die im nationalen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Gläubiger erfüllt sein. 

3.4 Im Falle einer Förderung auf Basis des Abschnitts 3.1 des Befristeten 
Rahmens gemäß Punkt 7 der gegenständlichen Richtlinie darf sich die 
Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber – mit Ausnahme der 
kleinen und der Kleinstunternehmen gemäß EU-Beihilfenrecht – am 31. 
Dezember 2019 nicht in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Z 18 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung 
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der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union („Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung – AGVO“) 
befunden haben. 

3.5 Bund, Länder und Gemeinden kommen als Förderungswerber nicht in 
Betracht. 

3.6 Unternehmen, die gemäß dem „Europäischen System Volkswirtschaftli-
cher Gesamtrechnungen“ (ESVG 2010) von der Statistik Austria als 
„Staatliche Einheit“ mit der Kennung S.13 geführt werden, kommen als 
Förderungswerber nicht in Betracht. Ausgenommen sind jene Unterneh-
men bzw. Unternehmensteile, die im Wettbewerb mit anderen am Markt 
tätigen Unternehmen stehen.  

3.7 Unternehmen, die den Bereichen Fischerei und Aquakultur, Urproduk-
tion landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Kohleindustrie, Schiffbau, Stahlin-
dustrie, Kunstfaserindustrie zuzurechnen sind, kommen als Förderungs-
werber nicht in Betracht. Es gelten die von der Europäischen Kommis-
sion veröffentlichten Definitionen, insbesondere Verordnung (EU) Nr. 
1379/2013. 

3.8 Kredit- und Finanzinstitute sind von einer Förderung auf Basis von Punkt 
7.2 der gegenständlichen Richtlinie ausgeschlossen. 

3.9 Förderungswerberinnen und Förderungswerber, die einer Rückforde-
rungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission 
zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbar-
keit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind, sind von einer 
Förderung ausgeschlossen. 

 

4 Sachliche Voraussetzungen 

4.1 Voraussetzung für die Gewährung einer Förderung ist die Planung der 
Durchführung einer Veranstaltung in Österreich.  

4.2 Als Veranstaltung im Sinne dieser Richtlinie gelten geplante Zusammen-
künfte und Unternehmungen zur Unterhaltung, Belustigung, körperli-
chen und geistigen Ertüchtigung und Erbauung der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer. Dazu zählen Business-to-Business- und Business-to-Consu-
mer-Veranstaltungen, Kongresse1, Messen, Gelegenheitsmärkte2 sowie 
kulturelle Veranstaltungen und Sportveranstaltungen.3  

                                                
1 Ein Kongress ist eine in der Regel mehrtägige Veranstaltung, bei der sich Personen aus einem 
oder mehreren Fachgebieten an einem Ort versammeln, um wissenschaftliche oder berufsspezifi-
sche Erkenntnisse zu präsentieren bzw. auszutauschen. 
2 Unter Gelegenheitsmärkten versteht man Verkaufsveranstaltungen, zu denen saisonal oder nicht 
regelmäßig an einem bestimmten Platz Händler, Betreiber von Gastgewerben oder Schausteller-
betrieben zusammenkommen, um Waren, Speisen oder Getränke zu verkaufen oder Dienstleis-
tungen anzubieten. 
3 Die Organisation und Durchführung von Reisen, auch wenn sie zum Aufsuchen eines Veranstal-
tungsortes dienen, stellen keine Veranstaltung im Sinne dieser Richtlinie dar. Gleiches gilt für 
Zusammenkünfte von Organen juristischer Personen. 
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4.3 Förderbar ist eine Veranstaltung, wenn die folgenden Voraussetzungen 
kumuliert gegeben sind: 

4.3.1 Vorliegen eines schlüssigen Durchführungs- und Finanzierungskonzep-
tes, das neben der Darstellung des Vorhabens aus inhaltlicher und fi-
nanzieller Hinsicht auch folgende Angaben umfasst: 

a) Teilnehmerzahlen unter Berücksichtigung der Teilnehmerobergrenzen 
gemäß Punkt 4.4 und 4.5 oder der Anzahl der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer gemäß Punkt 4.6,  

b) sonstige insbesondere veranstaltungsrechtliche Genehmigungsvoraus-
setzungen, 

c) Bekanntgabe aller Finanzierungsbestandteile; 

4.3.2 erfolgversprechende Durchführung (ex ante-Betrachtung), das bedeutet, 
dass bei der Planung branchenübliche Vertragsbedingungen sowie bran-
chenübliche Vergleichswerte für Kosten von Veranstaltungen ähnlicher 
Dimension heranzuziehen sind und dass die Planrechnung, sofern es sich 
um eine Veranstaltung handelt, bei der Einnahmen zu erwarten sind, 
zumindest ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen Einnahmen und Aus-
gaben aufweist; 

4.3.3 erwartete Gesamteinnahmen von mindestens EUR 15.000,00. Veran-
staltungen, bei denen typischerweise keine Einnahmen im Sinne eines 
Leistungsaustausches lukriert werden, sind nur dann förderbar, wenn 
sie von einem Unternehmen, zu dessen gewerbsmäßiger Tätigkeit die 
professionelle Planung und Durchführung von Veranstaltungen zählt, or-
ganisiert werden und die Veranstaltung Gesamtausgaben von mindes-
tens EUR 15.000,00 aufweist. Bei Veranstaltungen der privaten Lebens-
führung muss dieses Unternehmen die durch die gegenständliche Richt-
linie abgedeckten Risiken im Sinne des Punktes 3.1 letzter Satz über-
nehmen;  

4.3.4 Vorliegen eines Entwurfs eines COVID-19-Präventionskonzeptes, das fol-
gende Angaben enthalten muss:  

 Vorgaben zur Schulung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  
 Maßnahmen zur Minimierung des Infektionsrisikos, die auf einer Risiko-

analyse basieren 
o Angaben zu den geplanten Teilnehmerinnen und Teilnehmern vor 

Ort (Besucherinnen und Besucher, Akteurinnen und Akteure, 
Sprecherinnen und Sprecher, eigene Mitarbeiter und Dienstleis-
ter, etc.), 

o Regelung zur Steuerung der Besucherinnen- und Besucher-
ströme,  

o spezifische Hygienevorgaben,  
o Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer SARS-CoV-2-

Infektion,  
o Regelungen betreffend die Nutzung sanitärer Einrichtungen,  
o Regelung betreffen Verabreichung von Speisen und Getränken,  
o Regelungen zur Kontaktdatenerhebung,  
o Namhaftmachung eines COVID-19-Beauftragten, 
o für Veranstaltungen, die bis 30. Juni 2021 stattfinden: Maßnah-

men, um den Abstand zwischen Personen, die nicht dem gleichen 
Haushalt angehören, zu gewährleisten.  
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4.4 Eine Förderung kann für eine Veranstaltung nur dann übernommen wer-
den, wenn die folgenden Teilnehmerobergrenzen4 eingehalten werden5: 

 
Mit zugewiesenen 
Plätzen innen 

Ohne zugewie-
sene Plätze in-
nen 

Mit zugewiese-
nen Plätzen au-
ßen 

Ohne zugewie-
sene Plätze au-
ßen 

01.03.2021-31.03.2021 500 - 750 - 
01.04.2021-30.04.2021 2.500 200 5.000 500 
01.05.2021-31.05.2021 2.500 200 5.000 500 
01.06.2021-30.06.2021 5.000 500 10.000 1.000 
Ab 01.07.2021 Unbegrenzt Unbegrenzt Unbegrenzt Unbegrenzt 

 

4.5 Entfällt.  

4.6  Personen, die zur Durchführung der Veranstaltung erforderlich sind, sind 
in diese Höchstzahlen gemäß Punkt 4.4 und 4.5 nicht einzurechnen. Die 
Teilnehmerobergrenzen gemäß Punkt 4.4 und 4.5 gelten nicht für Ver-
anstaltungen, deren Teilnehmeranzahl zum Zeitpunkt des Einbringens 
des Förderungsansuchens nicht durch eine Verordnung des Bundesmi-
nisters für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz gere-
gelt ist6. Die Teilnehmerobergrenzen ergeben sich in diesen Fällen aus 
dem gemäß Pkt. 4.3.4 vorzulegenden Entwurf des COVID-19-
Präventionskonzept der jeweiligen Veranstaltung, welches seitens des 
Förderungswerbers unter anderem durch die Angabe von Referenzpro-
jekten zu plausibilisieren ist. 

4.7 Bei der Planung der Veranstaltung sind unabhängig von Punkt 4.4. und 
4.5 der Verlauf der Pandemie und die entsprechenden Verordnungen des 
Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz zu berücksichtigen. Weiters ist der Erkenntnisstand zum Infekti-
onsrisiko zum Zeitpunkt des Einbringens des Förderungsansuchens bei 
der ÖHT einzubeziehen. Dies hat möglichst in Gegenüberstellung zu Re-
ferenzprojekten vor und während der Pandemie zu erfolgen.  

4.8 Die Teilnehmerobergrenzen gemäß Punkt 4.4 und 4.5 beziehen sich je-
weils auf die am selben Ort zur selben Zeit anwesenden Personen. Bei 
Veranstaltungen, die an verschiedenen Veranstaltungsorten stattfinden, 
gilt die Teilnehmerobergrenze für jeden Veranstaltungsort gesondert. 

4.9 Bei Veranstaltungen, bei denen ein Teil der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer dem Veranstaltungsgeschehen virtuell folgt (Livestream), be-
rechnet sich die Teilnehmerobergrenze nur an jenen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern, die physisch an der Veranstaltung teilnehmen. 

                                                
4 Bei mehrtägigen Veranstaltungen, bei denen aufgrund der gewählten Veranstaltungstermine un-
terschiedliche Teilnehmerobergrenzen zur Anwendung gelangen würden, gelten die jeweils höhe-
ren Teilnehmerobergrenzen für die gesamte Veranstaltung. 
5 Es ist davon auszugehen, dass die Teststrategie für Schnelltests (wie z.B. Antigen-Tests) der 
Bundesregierung Auswirkungen auf die Veranstaltungsbranche haben wird. Diese dynamische 
Entwicklung erlaubt es, die gegenständlichen Höchstgrenzen in 4.4. aus heutiger Sicht anzuneh-
men. 
6 z. B. Fach- und Publikumsmessen gemäß 197. Verordnung des Bundesministers für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend Lockerungen der Maßnahmen, die zur Be-
kämpfung der Verbreitung von COVID-19 ergriffen wurden (COVID-19-Lockerungsverordnung – 
COVID-19-LV), BGBl. II Nr. 197/2020. 
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4.10 Veranstaltungen im Tourneebetrieb7 sowie regelmäßig am selben Ver-
anstaltungsort stattfindende gleichartige Veranstaltungen (Veranstal-
tungszyklus, Theatersaison, Programmzyklus, etc.) sind im Hinblick auf 
Punkt 6 als eine einzige Veranstaltung zu behandeln. Sofern eine solche 
Veranstaltung bereits begonnen hat, ist eine Förderung nur möglich, so-
weit der finanzielle Nachteil noch nicht eingetreten ist. 

4.11 Bereits vor Inkrafttreten dieser Richtlinie vollständig durchgeplante Ver-
anstaltungen bzw. bereits begonnene Veranstaltungen im Tourneebe-
trieb sowie regelmäßig am selben Veranstaltungsort stattfindende 
gleichartige Veranstaltungen können nur dann zur Förderung eingereicht 
werden, wenn sie anhand der Vorgaben dieser Richtlinie nochmals kal-
kuliert werden und diese Kalkulation den Vorgaben des Punktes 4 ent-
spricht sowie die sonstigen Voraussetzungen dieser Richtlinie vorliegen. 

4.12 Die Förderungswerberin, der Förderungswerber bzw. die Förderungs-
nehmerin, der Förderungsnehmer haben schadensmindernde Maßnah-
men im Rahmen einer Gesamtstrategie zu setzen, um die finanziellen 
Nachteile im Fall einer Absage oder wesentlichen Einschränkung der Ver-
anstaltung möglichst gering zu halten. Dies umfasst neben den Ver-
tragsverhandlungen mit Dritten auch im drohenden Schadensfall die 
Prüfung einer zumutbaren Verschiebung der Veranstaltung. 

4.13 Nicht förderbar sind jedenfalls folgende Veranstaltungen: 

 Sportveranstaltungen im Mannschaftssport, die im nationalen oder in-
ternationalen Ligen- und Meisterschaftsbetrieb8 stattfinden;  

 Politische Veranstaltungen, die als Versammlungen unter die Kompe-
tenzbestimmungen des Art. 10 Abs. 1 Z 7 B-VG fallen, samt den der 
politischen Werbung dienenden Tätigkeiten politischer Parteien und Ver-
eine sowie der damit allenfalls verbundenen sonstigen Teile solcher Ver-
anstaltungen, sofern die Gesamtveranstaltung überwiegend der politi-
schen Werbung dient; 

 Schulveranstaltungen und schulbezogene Veranstaltungen im Sinne des 
Bundesgesetzes über die Ordnung von Unterricht und Erziehung in den 
im Schulorganisationsgesetz geregelten Schulen (Schulunterrichtsge-
setz - SchUG), BGBl. Nr. 472/1986, idgF; 

 Veranstaltungen, deren Durchführungsdatum so gelegen ist, dass be-
reits im Zeitpunkt des Ansuchens feststeht, dass die Teilnahme an der 
Veranstaltung aufgrund von behördlichen Beschränkungen nicht mög-
lich ist. 

5 Förderbare und nicht förderbare Kosten 

5.1  Förderbar sind alle Aufwendungen für Leistungen Dritter in der Wert-
schöpfungskette (z.B. Lieferantinnen und Lieferanten, Dienstleisterinnen 
und Dienstleister der Veranstaltungstechnik, Ordner- und Kontroll-
dienste, Übersetzungs- und Dolmetschleistungen, Zeltverleih, Technik, 

                                                
7 Veranstaltungen im Tourneebetrieb sind alle Darbietungen und Unternehmungen, die unter Ver-
wendung eines gleichartigen Veranstaltungsprogramms und gleichartiger Veranstaltungseinrich-
tungen darauf ausgerichtet sind, abwechselnd an verschiedenen Orten durchgeführt zu werden. 
8 Hierzu zählen für die Zwecke dieser Richtlinie auch all jene Veranstaltungen, die der Vorbereitung 
des Ligabetriebes dienen (z.B. Freundschaftsspiele). 
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Hotels, Catering, Künstler, Bar, Service, Florist, Veranstaltungsort, Ti-
cketing- und Rückabwicklungskosten, Marketingkosten, Agenturen), die 
mit der Planung und Durchführung der förderungsgegenständlichen Ver-
anstaltung zusammenhängen sowie eigene Personalkosten des Veran-
stalters, die ausschließlich der Vorbereitung und Durchführung der för-
derungsgegenständlichen Veranstaltung gedient haben.  

5.2 Nicht förderbare Kosten sind: 

5.2.1 Umsatzsteuer 

Die auf die Kosten des förderbaren Vorhabens entfallende Umsatzsteuer 
ist keine förderbare Ausgabe. Sofern diese Umsatzsteuer aber nachweis-
lich tatsächlich und endgültig vom Förderungsnehmer zu tragen ist (so-
mit keine Vorsteuerabzugsberechtigung besteht), kann sie als förderba-
rer Kostenbestandteil berücksichtigt werden. Die auf welche Weise im-
mer rückforderbare Umsatzsteuer ist auch dann nicht förderbar, wenn 
sie der Förderungsnehmer nicht tatsächlich zurückerhält. 

5.2.2. Investitionskosten, soweit sie Wirtschaftsgüter betreffen, die nicht als 
geringwertig im Sinne des § 13 des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1988 
über die Besteuerung des Einkommens natürlicher Personen (Einkom-
mensteuergesetz 1988 – EStG 1988), BGBl. Nr. 400/1988 igF, einzustu-
fen sind. 

5.2.3 Personalkosten, die über Punkt 5.1 hinausgehen, das sind insbesondere 
solche für den laufenden Betrieb des Veranstalters 

5.2.4 Sachkosten, die über Punkt 5.1 hinausgehen; das sind insbesondere sol-
che für den laufenden Betrieb der Veranstalterin bzw. des Veranstalters 

5.2.5 Kosten, die aus Kleinbetragsrechnungen unter EUR 100,00 (netto) re-
sultieren. 

6 Art und Höhe der Förderung 

6.1 Die Förderung erfolgt in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses und 
wird auf Grundlage einer privatrechtlichen Vereinbarung und nach Maß-
gabe der gemäß § 6 Abs. 2 KMU-Förderungsgesetz zur Verfügung ste-
henden Mittel, gewährt. Die Förderungsvergabe erfolgt chronologisch 
entsprechend der Reihenfolge des Eintreffens der vollständigen und be-
urteilungsfähigen Förderungsansuchen bis zu dem Zeitpunkt, zu dem 
die zur Verfügung stehenden Mittel verbraucht sind. Bewilligte, aber ge-
mäß Punkt 10 nicht zur Auszahlung gelangte Mittel, können für neue 
Förderungszusagen nach dieser Richtlinie verwendet werden. Auf die 
Gewährung der Förderung besteht kein Rechtsanspruch. Die Förderung 
wird von der Österreichische Hotel- und Tourismusbank Gesellschaft 
m.b.H. (ÖHT) als Abwicklungsstelle im Namen und auf Rechnung des 
Bundes gewährt. 

6.2 Es wird ein Zuschuss in Höhe von maximal 90% der förderbaren Kosten 
der Veranstaltung gemäß Punkt 5 gewährt (Förderungssumme).  

6.3 Sofern die Förderung auf Basis der „De-minimis“-Verordnung gemäß 
Punkt 7.1 der gegenständlichen Richtlinie übernommen wird, liegt die 
Obergrenze der Fördersumme bei EUR 200.000,00. Förderungen können 
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pro Unternehmen nur soweit gewährt werden, als der „De-minimis“-Rah-
men von EUR 200.000,00 innerhalb der letzten drei Steuerjahre noch 
nicht ausgeschöpft ist. 

6.4  Sofern die Förderung auf Basis von Abschnitt 3.1 des Befristeten Rah-
mens gemäß Punkt 7.2 der gegenständlichen Richtlinie gewährt wird, 
liegt die Obergrenze der Fördersumme bei EUR 800.000,00. Förderungen 
können pro Unternehmen nur soweit gewährt werden, als der Befristete 
Rahmen noch nicht ausgeschöpft ist. 

6.5 Bei Bedarf können die beihilferechtlichen Grundlagen nach Punkt 6.3 und 
Punkt 6.4 kumuliert werden. 

6.6 Eine nach diesen Richtlinien gewährte Förderung darf darüber hinaus mit 
Förderungen derselben oder anderer Förderungsstellen des Bundes und 
Förderungen anderer Gebietskörperschaften kumuliert werden, sofern die 
Bestimmungen des EU-Beihilfenrechts eingehalten werden. Nach dieser 
Richtlinie gewährte Förderungen dürfen nicht mit anderen Förderungen 
kumuliert werden, wenn die Kumulierung dazu führen würde, dass die 
höchste einschlägige Beihilfeintensität oder der höchste einschlägige Bei-
hilfebetrag, die bzw. der im Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsver-
ordnung oder einem Beschluss der Kommission oder in einschlägigen Vor-
schriften des Unionsrechts festgelegt ist, überschritten wird. 

7 Einschränkungen der Förderung aufgrund des EU-
Beihilfenrechts  

7.1 „De-minimis“-Beihilfen gemäß Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kom-
mission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf „De-
minimis“-Beihilfen, ABl. Nr. L 352 vom 24. Dezember 2013, S. 1ff. („De-
minimis“-Verordnung). 

7.2  Beihilfen gemäß Abschnitt 3.1 der Mitteilung der Europäischen Kommis-
sion – Befristeter Rahmen für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirt-
schaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19 (C(2020) 
1863 final vom 19.3.2020) in der jeweils geltenden Fassung. 

8 Förderungsansuchen 

8.1 Die Einreichung von Förderungsansuchen hat über die Website der ÖHT 
(Kundenportal) zu erfolgen. Pro Veranstaltung kann, unabhängig von 
der tatsächlichen Anzahl der Veranstalter, nur ein Förderungsansuchen 
eingebracht werden.  

Österreichischen Hotel- und Tourismusbank Gesellschaft m.b.H., 
Parkring 12 a, 
1010 Wien 
Telefon: 01/51530 
Fax:     01/51530-30 
E-Mail:  oeht@oeht.at  
Internet:  http://www.oeht.at  

8.2 Die Angaben im Förderungsansuchen müssen vollständig sein, um eine 
Beurteilung des Förderungswerbers sowie der Veranstaltung zu ermög-
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lichen. Werden die Unterlagen – die jedenfalls die in Punkt 4.3 ange-
führten Nachweise zu umfassen haben – nicht in einer angemessenen, 
von der ÖHT festzulegenden Frist beigebracht, kann das Förderungsan-
suchen nach Androhung der Konsequenz ohne weitere Verständigung 
außer Evidenz genommen werden. Das Förderungsansuchen hat insbe-
sondere auch den Maximalbetrag der beantragten Förderung zu enthal-
ten, welcher die prognostizierten förderbaren Kosten der Veranstaltung 
nach Punkt 5 unter Berücksichtigung der in Punkt 6.2 festgelegten För-
derungsquote nicht übersteigen darf. 

8.3 Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber ist zu verpflichten, 
im Förderungsansuchen entsprechende Angaben über beabsichtigte, 
laufende oder erledigte Ansuchen bei anderen Bundesstellen oder ande-
ren Rechtsträgern, die dasselbe Vorhaben betreffen, zu machen und 
diesbezüglich spätere Änderungen mitzuteilen. Ebenso sind Versiche-
rungen und anderweitige Unterstützungsleistungen der öffentlichen 
Hand betreffend die wirtschaftlichen Auswirkungen in Folge der Ausbrei-
tung von COVID-19 anzugeben. Weiters hat der Förderungswerber im 
Förderungsansuchen anzugeben, ob und in welcher Höhe er eine Beihilfe 
auf Basis des Befristeten Rahmens bzw. in den vorangegangenen zwei 
Jahren oder im laufenden Jahr eine „De-minimis“-Beihilfe erhalten hat. 
Die ÖHT hat auf Grundlage dieser Angaben zu prüfen, ob und gegebe-
nenfalls in welchem Ausmaß eine Förderung aufgrund der für Kumulie-
rungen geltenden Bestimmungen gewährt werden kann. 

9 Prüfung und Entscheidung 

9.1 Die ÖHT wird das Ansuchen im Sinne der Richtlinie prüfen und über die 
Genehmigung des Förderungsansuchens entscheiden.  

9.2 Im Falle einer positiven Entscheidung über das Förderungsansuchen hat 
die ÖHT dem Förderungswerber ein schriftliches Förderungsangebot zu 
übermitteln, in dem alle mit der Förderung verbundenen Auflagen und 
Bedingungen enthalten sind. Weiters hat das Förderungsangebot den 
Maximalbetrag, bis zu dem die Förderung gewährt wird, zu enthalten. 
Dieses Förderungsangebot ist vom Förderungswerber innerhalb einer 
bestimmten, im Förderungsangebot genannten Frist anzunehmen, wid-
rigenfalls gilt das Förderungsangebot als widerrufen. Weiters hat das 
Förderungsangebot die Verpflichtung des Veranstalters zu enthalten, 
dass er den Umstand der Förderung der Veranstaltung nach diesen 
Richtlinien gegenüber möglichen und tatsächlichen Vertragspartnern of-
fenlegt. 

9.3 Im Falle einer teilweisen oder gänzlichen Ablehnung eines Förderungs-
ansuchens hat die ÖHT die für diese Entscheidung maßgeblichen Gründe 
unter Anführung der entsprechenden Richtlinien-Bestimmung(en) der 
Förderungswerberin bzw. dem Förderungswerber schriftlich darzulegen. 

9.4 Für den Fall, dass eine Förderung als „De-minimis“-Beihilfe gewährt 
wird, hat die ÖHT bzw. das BMLRT in das Förderungsangebot – unter 
Angabe der Fundstelle der „De-minimis“-Verordnung im Amtsblatt der 
EU – den Hinweis aufzunehmen, dass die Förderung als „De-minimis“-
Beihilfe gewährt wird. 
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9.5 Für den Fall, dass eine Förderung auf Basis des Befristeten Rahmens 
gewährt wird, hat die ÖHT bzw. das BMLRT in das Förderungsangebot – 
unter Angabe der Fundstelle des Befristeten Rahmens im Amtsblatt der 
EU – den Hinweis aufzunehmen, dass die Förderung auf Basis des Be-
fristeten Rahmens gewährt wird. 

10 Berechnung des Auszahlungsbetrages der Förderung 

10.1. Voraussetzung für die Auszahlung der Förderung ist, dass die förde-
rungsgegenständliche Veranstaltung aufgrund eines COVID-19 beding-
ten Ereignisses gemäß Punkt 10.3 abgesagt wird oder nur wesentlich 
eingeschränkt durchgeführt werden kann. 

10.2 Bei Veranstaltungen, in deren Durchführungs- und Finanzierungskon-
zept gemäß Punkt 4.3.3 keine Einnahmen veranschlagt waren, kann 
eine Förderung nur ausbezahlt werden, wenn sie abgesagt wurden. 

10.3 Die Absage oder wesentliche Einschränkung der Veranstaltung muss in 
objektiv nachvollziehbarer Weise im Zusammenhang mit COVID-19 ste-
hen. Objektiv nachvollziehbar sind insbesondere solche Gründe, die eine 
erhebliche Anzahl der Akteurinnen und Akteure, Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer, Sprecherinnen und Sprecher oder einzelne vorab definierte, 
für die Durchführung der Veranstaltung objektiv unerlässliche Personen, 
betreffen und ihre An- und Abreise oder ihren Aufenthalt beschränken; 
dazu zählen auch die Infektion mit dem Erreger SARS-CoV-2 bzw. die 
Erkrankung mit COVID-19 oder die verpflichtende Absonderung bzw. 
Quarantäne oder (nächtliche) Ausgangsbeschränkungen. Weiters sind 
solche Gründe objektiv nachvollziehbar, die auf gesetzlichen oder be-
hördlichen Maßnahmen beruhen, die über die in Punkt 4.4. und Punkt 
4.5. festgelegte Teilnehmerobergrenze oder über die in Punkt 4.6 fest-
gelegte Teilnehmeranzahl hinausgehende erhebliche Einschränkungen 
nach sich ziehen. 

10.4 In folgenden Fällen kann keine Förderung ausbezahlt werden:  

1. Wirtschaftliche Fehlplanungen und subjektive Gründe für eine Ab-
sage oder eingeschränkte Durchführung der Veranstaltung, 

2. Verschiebung der Veranstaltung auf ein anderes Datum.  

10.5 Im Falle einer Absage der Veranstaltung berechnet sich der auszuglei-
chende finanzielle Nachteil gemäß Punkt 2.1 innerhalb des Maximalbe-
trages, bis zu dem die Förderung gewährt wurde, aus der Differenz zwi-
schen den nicht (mehr) stornierbaren förderbaren Kosten und allfälligen 
angemessenen Abschlagszahlungen9 einerseits und den trotz Absage er-
zielten Einnahmen, allfälligen Versicherungsleistungen und anderen För-
derungen andererseits. 

10.6 Im Falle einer wesentlich eingeschränkten Durchführung der Veranstal-
tung berechnet sich der auszugleichende finanzielle Nachteil gemäß 
Punkt 2.1 innerhalb des Maximalbetrages, bis zu dem die Förderung ge-
währt wurde, aus der Differenz zwischen den förderbaren Kosten, die 

                                                
9 Es können nur solche Abschlagszahlungen anerkannt werden, die sich auf das durch diese Richt-
linie abzudeckende Risiko beziehen, die bereits zum Zeitpunkt des jeweiligen Vertragsabschlusses 
vereinbart waren und die in einem angemessenen Verhältnis zum frustrierten Aufwand des Dritten 
stehen. 
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trotz der eingeschränkten Durchführung anfallen einerseits und den 
trotz eingeschränkter Durchführung erzielten Einnahmen, allfälligen 
Versicherungsleistungen und anderen Förderungen andererseits. 

10.7  Für die Berechnung des auszugleichenden finanziellen Nachteils sowie 
für die Auszahlung der Förderung sind erforderlich: 

1. das Vorliegen des durch firmenmäßige Fertigung angenommenen 
Förderungsangebotes (Förderungsvertrag);  

2. die Erfüllung aller im Förderungsangebot formulierten Auflagen und 
Bedingungen; 

3. eine mit Gründen und Nachweisen versehene Bestätigung über die 
Absage bzw. eingeschränkte Durchführung der Veranstaltung; 

4. eine Rechnungszusammenstellung samt aller Unterlagen und Be-
lege, aus denen sich der finanzielle Nachteil gemäß Punkt 10.5 und 
Punkt 10.6 ergibt. In der Rechnungszusammenstellung dürfen nur 
bezahlte Rechnungen aufgenommen werden. 

5. zum Nachweis eigener Personalkosten gemäß Punkt 5.1 ist von der 
ÖHT ein Formblatt aufzulegen, dass von der Förderungsnehmerin 
bzw. vom Förderungsnehmer richtig und vollständig auszufüllen ist. 
Auf diesem Formblatt hat eine Steuerberaterin bzw. ein Steuerbera-
ter, eine Wirtschaftsprüferin bzw. ein Wirtschaftsprüfer oder eine Bi-
lanzbuchhalterin bzw. ein Bilanzbuchhalter die sachliche und rech-
nerische Richtigkeit der Angaben der Förderungsnehmerin bzw. des 
Förderungsnehmers zu bestätigen. Bilanzbuchhalterinnen bzw. Bi-
lanzbuchhalter dürfen eine solche Bestätigung nur für Unternehmen 
erteilen, deren Bilanzen sie gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 Bilanzbuchhal-
tungsgesetz 2014 (BiBuG 2014), BGBl. I Nr. 191/2013, erstellen 
dürften. 

6. Bei Veranstaltungen, deren förderbare Kosten gemäß Punkt 5.1 EUR 
100.000,00 übersteigen, ist die sachliche und rechnerische Richtig-
keit der Berechnung des finanziellen Nachteils durch eine Steuerbe-
raterin bzw. einen Steuerberater, eine Wirtschaftsprüferin bzw. ei-
nen Wirtschaftsprüfer oder eine Bilanzbuchhalterin bzw. einen Bi-
lanzbuchhalter zu bestätigen. Bilanzbuchhalterinnen und Bilanz-
buchhalter dürfen eine solche Bestätigung nur für Unternehmen er-
teilen, deren Bilanzen sie gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 Bilanzbuchhaltungs-
gesetz 2014 (BiBuG 2014), BGBl. I Nr. 191/2013, erstellen dürften. 

7. Wenn die gemäß Z 5 oder Z 6 vorgelegten Bestätigungen zweifelhaft 
erscheinen, hat die ÖHT einen Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder 
Bilanzbuchhalter hinzuziehen, um die Berechnung des finanziellen 
Nachteiles gemäß Punkt 10.5 und 10.6 zu überprüfen. 

10.8 Förderungszusagen sind generell zu widerrufen, wenn die Unterlagen 
und Nachweise gemäß Punkt 10.7 durch Verschulden der Förderungs-
nehmerin bzw. des Förderungsnehmers nicht innerhalb einer Frist von 8 
Wochen nach dem geplanten Durchführungsdatum bzw. der tatsächlich 
durchgeführten förderungsgegenständlichen Veranstaltung erbracht 
werden. 
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11 Berichtslegung 

11.1 Die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer ist in Bezug auf 
die durchgeführten Maßnahmen zu verpflichten, jederzeit folgende Un-
terlagen auf Aufforderung der ÖHT vorzulegen: 

1. Verträge und Unterlagen, welche die Umsetzung der vorgesehenen 
Maßnahme(n) belegen; 

2. Zwischenberichte über erwartete Teilnehmerinnen- und Teilnehmer-
zahlen und etwaige Abweichungen vom geplanten Budget;  

3. Gebarung der Veranstaltung (Einnahmen und Ausgaben, Teilnehme-
rinnen- und Teilnehmerzahlen etc.) entsprechend der im Budget dar-
gelegten Gliederung. Allfällige Abweichungen sind zu erklären.  

4. Daten und Informationen, die die ÖHT zur internen Evaluierung der 
Richtlinien gemäß § 18 Bundesgesetz über die Führung des Bundes-
haushaltes (BHG 2013), BGBl. I Nr. 139/2009, in der jeweils gelten-
den Fassung, benötigt. 

12 Meldepflichten 

12.1 Tritt hinsichtlich von Angaben im Ansuchen vor Annahme des Förde-
rungsangebotes eine Änderung ein, so hat dies die Förderungswerberin 
bzw. der Förderungswerber der ÖHT unverzüglich und aus eigener Initi-
ative schriftlich anzuzeigen und seinen Mitteilungspflichten jeweils un-
verzüglich nachzukommen. Die ÖHT kann in einem solchen Fall ein etwa 
bereits gelegtes Förderungsangebot ändern oder widerrufen. 

12.2  Nach Annahme des Förderungsangebotes hat die Förderungswerberin 
bzw. der Förderungsnehmer – unbeschadet sonstiger Meldepflichten – 
folgende Umstände jeweils unverzüglich und aus eigener Initiative der 
ÖHT schriftlich zu melden: 

a) beabsichtigte Änderung der Rechtsform des Unternehmens, sämtliche 
Umgründungsvorgänge oder sonstige Gesamt- oder Einzelrechts-
nachfolge; 

b) allfälliger Entzug der Gewerbeberechtigung oder einer sonstigen Be-
rechtigung zur Ausübung von selbständigen Tätigkeiten; 

c) Eintritt eines Insolvenzverfahrens nach den österreichischen bzw. 
nach den jeweiligen nationalen Rechtsvorschriften; 

d) Ereignisse, welche die Durchführung des geförderten Vorhabens ver-
zögern oder unmöglich machen, oder eine Abänderung gegenüber 
dem Förderungsansuchen oder vereinbarten Auflagen oder Bedingun-
gen erfordern würden; dies umfasst auch eine Verschiebung der för-
derungsgegenständlichen Veranstaltung; 

e) Änderung des Unternehmensgegenstandes; 
f) Durchführung der förderungsgegenständlichen Veranstaltung 

 
12.3 Wenn für die Förderungsnehmerin bzw. den Förderungsnehmer erkenn-

bar wird, dass eine Veranstaltung nur in eingeschränktem Umfang 
durchführbar sein wird und dass möglicherweise die Kosten der einge-
schränkten Durchführung der Veranstaltung abzüglich der noch erziel-
baren Einnahmen größer sein werden als die Kosten der Absage der Ver-
anstaltung, hat sie bzw. er dies der ÖHT unter Vorlage einer entspre-
chenden Kalkulation sowohl für die eingeschränkte Durchführung der 
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Veranstaltung als auch für die Absage mitzuteilen und die Entscheidung 
der ÖHT einzuholen, ob die Veranstaltung im eingeschränkten Umfang 
durchgeführt oder abgesagt werden soll. Die ÖHT wird ihre Entscheidung 
danach treffen, welche der beiden Varianten für den Förderungsgeber 
voraussichtlich die günstigere ist. Diese Verpflichtung gilt nicht für Ver-
anstaltungen, für welche die Förderungszusage nur für den Fall der Ab-
sage der Veranstaltung erteilt wurde.  

13 Überprüfung und Auskunftserteilung 

13.1  Die Organe des Bundes, die ÖHT sowie die Organe der EU behalten sich 
vor, eine Überprüfung der Verwendung der Förderung und des geförder-
ten Vorhabens durch seine/ihre Organe bzw. Beauftragte vorzunehmen 
bzw. vornehmen zu lassen. 

13.2  Die Förderungswerberin, der Förderungswerber bzw. die Förderungs-
nehmerin, der Förderungsnehmer ist zu verpflichten, auf Verlangen alle 
zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der geplanten bzw. förderungsge-
genständlichen Veranstaltung, insbesondere Unterlagen zu ähnlichen 
bereits durchgeführten Veranstaltungen in der Vergangenheit, vorzule-
gen sowie Organen oder Beauftragten des Bundes, der ÖHT sowie der 
EU Einsicht in seine Bücher und Belege sowie in sonstige der Überprü-
fung der Durchführung des Vorhabens dienende Unterlagen – alle jeweils 
grundsätzlich im Original – bei sich selbst oder bei Dritten und die Be-
sichtigung an Ort und Stelle zu gestatten, ihnen die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen bzw. durch geeignete Auskunftspersonen erteilen zu 
lassen, wobei über den jeweiligen Zusammenhang dieser Unterlagen mit 
dem Vorhaben das Prüforgan entscheidet. Der Förderungswerber bzw. -
nehmer ist zu verpflichten, sämtliche Unterlagen über das geförderte 
Vorhaben bis zum Ablauf von zehn Jahren – unter Vorbehalt einer be-
gründeten Verlängerung durch die Förderungsgeberin – nach Ende der 
Förderungslaufzeit sicher und geordnet aufzubewahren, wobei zur Auf-
bewahrung grundsätzlich auch geeignete Bild- und Datenträger verwen-
det werden können, wenn die vollständige, geordnete, inhaltsgleiche, 
urschriftgetreue und überprüfbare Wiedergabe bis zum Ablauf der Auf-
bewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist; in diesem Falle ist die För-
derungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer zu verpflichten, auf ihre 
bzw. seine Kosten alle Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, die notwendig 
sind, um die Bücher, Belege und sonstigen Unterlagen lesbar zu machen 
und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare dauerhafte Wiederga-
ben beizubringen sowie bei Erstellung von dauerhaften Wiedergaben, 
diese auf Datenträgern zur Verfügung zu stellen. 

14 Einstellung und Rückzahlung der Förderung 

14.1 Die Förderung wird eingestellt, wenn 

1. die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer ihren bzw. sei-
nen in der gegenständlichen Richtlinie festgelegten Informationsver-
pflichtungen innerhalb von vier Wochen oder trotz schriftlicher Auf-
forderung durch die ÖHT unter Hinweis auf die Rechtsfolge der Nicht-
befolgung innerhalb von 14 Tagen nicht nachkommt; 

2. die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer die Betriebstä-
tigkeit dauerhaft einstellt; 



 

15 

3. die Durchführung der förderungsgegenständlichen Veranstaltung aus 
Gründen, die in der Person der Förderungsnehmerin bzw. des Förde-
rungsnehmers liegen, nicht möglich erscheint. 
 

14.2  Die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer ist zu verpflich-
ten – unter Vorbehalt der Geltendmachung weitergehender gesetzli-
cher Ansprüche, insbesondere auch einer Rückzahlungsverpflichtung 
gemäß § 30b AuslBG – die Förderung über schriftliche Aufforderung 
der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus oder 
der ÖHT ganz oder teilweise unverzüglich zurückzuerstatten, wobei der 
Anspruch auf zugesicherte und noch nicht ausbezahlte Förderungsmit-
tel erlischt, wenn insbesondere: 

 
1. Organe oder Beauftragte des Bundes oder der EU vom Förderungs-

nehmer über wesentliche Umstände unrichtig oder unvollständig un-
terrichtet worden sind, 

2. von der Förderungsnehmerin bzw. vom Förderungsnehmer vorgese-
hene Berichte nicht erstattet oder Nachweise nicht erbracht oder er-
forderliche Auskünfte nicht erteilt worden sind, sofern in diesen Fäl-
len eine schriftliche, entsprechend befristete und den ausdrücklichen 
Hinweis auf die Rechtsfolge der Nichtbefolgung enthaltende Mahnung 
erfolglos geblieben ist, sowie sonstige vorgesehene Mitteilungen un-
terlassen wurden, 

3. die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer nicht aus eige-
ner Initiative unverzüglich – jedenfalls noch vor einer Kontrolle oder 
deren Ankündigung – Ereignisse meldet, welche die Durchführung 
der geförderten Leistung verzögern oder unmöglich machen oder de-
ren Abänderung erfordern würde, 

4. die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer vorgesehene 
Kontrollmaßnahmen, insbesondere auch eine Transparenzportalab-
frage, be- oder verhindert oder die Berechtigung zur Inanspruch-
nahme der Förderung innerhalb des für die Aufbewahrung der Unter-
lagen vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr überprüfbar ist, 

5. die Förderungsmittel von der Förderungsnehmerin bzw. vom Förde-
rungsnehmer ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden 
sind, 

6. die Leistung von der Förderungsnehmerin bzw. vom Förderungsneh-
mer nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann oder 
durchgeführt worden ist, 

7. von der Förderungsnehmerin bzw. vom Förderungsnehmer die Ab-
tretungs-, Anweisungs- und Verpfändungs- und sonstige Verfü-
gungsverbote nicht eingehalten wurden, 

8. die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes von einem geför-
derten Unternehmen nicht beachtet wurden, 

9. das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz oder das Diskriminie-
rungsverbot gemäß § 7b BEinstG nicht berücksichtigt wird, 

10.von Organen der EU die Aussetzung und/oder Rückforderung ver-
langt wird oder 

11.sonstige Förderungsvoraussetzungen, Bedingungen oder Auflagen, 
insbesondere solche, die die Erreichung des Förderungszweckes si-
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chern sollen, oder die Mitteilungspflicht betreffend andere Förde-
rungsgeber von der Förderungsnehmerin bzw. vom Förderungsneh-
mer nicht eingehalten wurden. 

14.3 Es ist eine Verzinsung des Rückzahlungsbetrages vom Tag der Auszah-
lung der Förderung an mit 4 vH pro Jahr unter Anwendung der Zinses-
zinsmethode zu vereinbaren. Liegt dieser Zinssatz unter dem von der 
Europäischen Union für Rückforderungen festgelegten Zinssatz, ist der 
von der Europäischen Union festgelegte heranzuziehen. Für den Fall ei-
nes Verzuges bei der Rückzahlung der Förderung sind Verzugszinsen zu 
vereinbaren. Bei Verzug von Unternehmen sind diese mit 9,2 Prozent-
punkten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab Eintritt 
des Verzuges festzulegen, andernfalls mit 4 Prozentpunkten über dem 
jeweils geltenden Basiszinssatz, mindestens jedoch 4 vH. Der Basiszins-
satz, der am ersten Kalendertag eines Halbjahres gilt, ist für das jewei-
lige Halbjahr maßgebend. 

15 Datenschutz 

15.1 Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber hat zur Kenntnis 
zu nehmen, dass  
1. das BMLRT und die ÖHT berechtigt sind, die im Zusammenhang mit 

der Anbahnung und Abwicklung des Vertrages anfallenden personen-
bezogenen Daten zu verarbeiten, wenn dies für den Abschluss und 
die Abwicklung des Vertrages (Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO), für Kon-
trollzwecke und für die Wahrnehmung einer der ÖHT (gesetzlich) 
übertragenen Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt (Art. 6 Abs. 
1 lit. e DSGVO), zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung (Art. 6 
Abs. 1 lit. c DSGVO) oder sonst zur Wahrung der berechtigten Inte-
ressen des Verantwortlichen oder eines Dritten (Art. 6 Abs. 1 lit. f 
DSGVO) erforderlich ist;  

2. das BMLRT und die ÖHT die für die Beurteilung des Vorliegens der 
Förderungsvoraussetzungen erforderlichen personenbezogenen Da-
ten über die von der Förderungswerberin bzw. vom Förderungswer-
ber selbst erteilten Auskünfte hinaus auch durch Rückfragen bei den 
in Betracht kommenden anderen Organen des Bundes (insbesondere 
beim Bundesministerium für Finanzen) oder bei einem anderen 
Rechtsträger, der einschlägige Förderungen zuerkennt oder abwi-
ckelt, oder bei sonstigen Dritten erheben oder an diese übermitteln 
können, wobei diese wiederum berechtigt sind, die für die Anfrage 
erforderlichen personenbezogenen Daten zu verarbeiten und Aus-
kunft zu erteilen; 

3. das BMLRT und die ÖHT zur Vornahme von Mitteilungen in die Trans-
parenzdatenbank verpflichtet sind und berechtigt sind, Transparenz-
portalabfragen gemäß § 32 Abs. 5 TDBG 2012 durchzuführen; 

4. es im Rahmen der Datenverarbeitungen dazu kommen kann, dass 
personenbezogene Daten insbesondere an Organe und Beauftragte 
des Bundes (insbesondere gemäß §§ 57 bis 61 und 47 des Bundes-
haushaltsgesetzes 2013, BGBl. I Nr. 139/2009 sowie § 14 der ARR 
2014, in der jeweils geltenden Fassung), des Rechnungshofes (ins-
besondere gemäß § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des Rech-
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nungshofgesetzes 1948, BGBl. Nr. 144/1948, in der jeweils gelten-
den Fassung), sowie Organen und Einrichtungen der Europäischen 
Union nach den europarechtlichen Bestimmungen übermittelt oder 
offengelegt werden müssen, wobei die Rechtsgrundlage dafür jeweils 
die Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung (Art. 6 Abs. 1 lit. c 
DSGVO) oder die Wahrnehmung einer Aufgabe im öffentlichen Inte-
resse ist (Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO);  

5. die Verarbeitungen ausschließlich für Zwecke des Abschlusses und 
der Abwicklung des Vertrages, für Kontrollzwecke, sowie für Monito-
rings- und Evaluierungszwecke vorzunehmen sind; 

6. Daten und Auskünfte, insbesondere betreffend Vermögen, Verbind-
lichkeiten und Liquidität, über die Förderungsnehmerin bzw. den För-
derungsnehmer und das Unternehmen bei Dritten einholen bzw. ein-
holen lassen sowie bei Mehrfachförderungen die in Betracht kom-
menden und bei Insolvenzverfahren die gesetzlich vorgesehenen 
Stellen verständigen. 
 

15.2  Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber hat darüber hinaus 
zur Kenntnis zu nehmen, dass Förderungen gemäß Punkt 7.2 der ge-
genständlichen Richtlinie, deren Förderungssumme EUR 100.000,00 
übersteigt, auf der Website der Europäischen Kommission veröffentlicht 
werden. 

 

16 Verpflichtungserklärung 

Eine Erklärung der Förderungsnehmerin bzw. des Förderungsnehmers über die 
Kenntnisnahme der Bestimmungen aller in den Förderungsrichtlinien ange-
führten Punkte und der sich daraus für ihn ergebenden Verpflichtungen sowie 
über die Kenntnisnahme, dass Förderungen nur jenen Unternehmungen ge-
währt werden, die das Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/2004 und das 
Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz, BGBl. I Nr. 82/2005 – beide in der 
jeweils geltenden Fassung – beachten, ist ebenso in das Förderungsangebot 
aufzunehmen wie das Verbot über den Anspruch aus der gewährten Förderung 
durch Abtretung, Anweisung oder Verpfändung noch auf andere Weise zu ver-
fügen. 

 

17 Haftungsausschluss 

Die ÖHT hat der Förderungswerberin bzw. dem Förderungswerber nachweislich 
zur Kenntnis zu bringen, dass der Bund und die ÖHT jegliche verschuldensab-
hängige oder verschuldensunabhängige Haftung, einschließlich der Sachver-
ständigenhaftung gemäß § 1299 und § 1300 ABGB, für ihre Tätigkeiten im 
Zusammenhang mit Förderungsmaßnahmen – insbesondere für wirtschaftliche 
und rechtliche Empfehlungen – ausschließen, soweit dem nicht zwingende ge-
setzliche Vorschriften entgegenstehen. 
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18 Gerichtsstand 

Soweit gesetzlich zulässig, ist eine Vereinbarung, der zufolge sich die Förde-
rungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer in allen Streitigkeiten aus der Ge-
währung einer Förderung der Gerichtsbarkeit des sachlich zuständigen Ge-
richts in Wien unterwirft, es dem BMLRT und der ÖHT jedoch vorbehalten 
bleibt, ihn auch an seinem allgemeinen Gerichtsstand zu belangen, in das För-
derungsangebot aufzunehmen. 

19 Geltungsdauer 

Ansuchen können von der ÖHT ab 18. Jänner 2021 bis 15. Juni 2021 entge-
gengenommen werden. Die Frist für die Annahme der Förderungsangebote 
durch die Förderungswerber ist von der ÖHT im Förderungsangebot festzule-
gen, wobei der 30. Juni 2021 als letztmöglicher Tag für die Annahme vorzuse-
hen ist.10 Die förderungsgegenständlichen Veranstaltungen sind zwischen 1. 
März 2021 und 31. Dezember 2022 durchzuführen. 

  

                                                
10 Die ÖHT darf Förderungsansuchen erst nach der Genehmigung der gegenständlichen Beihil-
feregelung durch die Europäische Kommission bewilligen. 


